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Die Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Voll. 


Erſcheint jeden Sonnabend. 


Vom bevorſtehenden Kriege. 


Während wir dieſe Zeilen ſchreiben, geht ein großes 
Kriegsgeſchrei von einem Ende des Landes zum andern, 
und wenn auch augenblicklich manchem die Erhaltung des 
Friedens gefichert ſcheint, jo wird es doch wahrſcheinlich noch 
Wochen und Monate dauern, ehe wir aus der ſchlim⸗ 
men Ungewißheit heraus ſind. So viel iſt aber gewiß, 
daß die Oeſterreicher ihre Truppen an die preußiſche 
Grenze rücken laſſen, weil fie einen preuß iſchen Angriff 
beſorgen. Ebenſo wird die preußiſche Armee mit vielen 
und ſchweren Koſten in Kriegsbereitſchaft geſetzt, um 
nicht von einem ö ſterreichiſchen An riffe ü erraſcht zu 
werden. Wie das Alles gekommen iſt, wollen wir hier 
nicht noch einmal erzählen, wir ſagen jetzt nur ſo viel, 
daß die Kriegsgefahr da iſt, und daß die Regierung uns 
und unſere Vertreter nicht danach gefragt hat, ob wir 
die Herbeiführung eines Krieges unter den jetzigen Um⸗ 
ſtänden und für die Zwecke und Pläne der jetzigen 
Miniſter für gerecht und nothwendig halten oder nicht. 
Unſere Vertreter ſind auch nicht gefragt worden, ob ſie 
in unferem Namen das Geld und das Blut des Landes 
zu einem Kriege bewilligen wollen, den die Miniſter für 

othwendig halten mögen. 
b en 5 unſerem Blatte vom 10. März haben wir 
gezeigt, daß es mit dem Geiſte unſerer Verfaſſung nicht 
übereinftimmt, und daß es in keinem Falle gut gethan 
iſt, wenn man einen Kieg anfängt, ohne zu wiſſen, ob 
das Volk ihn auch will, und ob es auch mit freudigem 
Herzen alle die ſchweren Opfer bringen wird, die auch 
ein glücklicher Krieg von ſolcher Größe, wie der jetzt 
befürchtete, ihm auferlegt. Und nun gar ein unglücklich 
geführter Krieg! Unſere Greiſe können noch heute davon 
erzählen, wie es lange Jahre im preußiſchen Staate 
ausgeſehen hat, als der ſicherlich gerechte Krieg von 1806 
uns darum die ſchwere Niederlage bei Jena brachte, 
weil er nicht mit dem nöthigen Geſchick geführt wurde. 

Das muß jeder verſtändige Mann ſich zu Herzen 
nehmen. Doch wollen wir heute nicht weiter davon 
ſprechen. Wir wollen von etwas Anderem und zunächſt 
davon reden, welche Opfer das Land bringen muß, da⸗ 
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Inſerate 


mit ein Krieg mit Oeſterreich auch nur angefangen 
werden kann. 

Oeſterreich iſt mehr als doppelt fo groß und hat 
beinahe noch einmal ſo viele dienſtfähige junge Männer 
als Preußen. Doch find feine Einrichtungen und feine 
Finanzen ſchlechter als die unſrigen. Es kann daher 
fürs Erſte nur einen verhältnißmäßig geringeren Theil 
dieſer Mannſchaften zum Kriege verwenden, als wir. 
Ein norddeutſcher, wahrſcheinlich preußiſcher Offizier, der 
eine ſehr hohe Meinung von der preußiſchen Macht hat, 
hat nun fo eben noch in der „Köln.⸗Ztg.“ berechnet, daß 
die Oeſterreicher für den Anfang nur 619,000 Mann 
auf die Beine bringen können, Preußen aber 638,000 
Mann. Unſere Leſer ſehen, daß, wenn dieſer Offizier 
auch richtig gerechnet hat, doch der Unterſchied in der 
Zahl nicht der Rede werth iſt. 

Dagegen iſt es ſehr der Rede werth, daß wir Preu⸗ 
ßen, um jene 638,000 Mann aufzubringen, das jetzige, 
etwas über 210,000 Mann ſtarke Heer geradezu ver⸗ 
dreifachen müſſen. Mehr als 420,000 Reſerviſten 
und Landwehrleute des erſten Aufgebotes müſſen von 
unſeren Aeckern, aus unſeren Werkſtätten, unſeren Fabriken, 
unſeren Comptoirs und zum Theil aus unſeren Schul⸗ 
und Beamtenſtuben weggenommen und ihnen der 
Kriegsrock angezogen werden. Jeder kann ſich berechnen, 
wie unſäglich viel Arbeitskraft und Geld damit dem 
Lande und Jedem von uns verloren geht. 

Und nun noch die baaren Ausgaben! Im Staats⸗ 
ſchatze liegen etwa 16 Millionen Thlr. baares Geld und 
in den ſonſtigen Kaſſen mögen wohl neun Millionen 
übrig ſein, die zu außerordentlichen Ausgaben ver⸗ 
wandt werden können. Aber dieſe fünfundzwanzig 
Millionen werden eben nur hinreichen, um den großen 
Krieg anzufangen. Um ihn aber führen zu können, 
muß man Anleihen machen und uns Kriegsſteuern 
und Naturrallieferungen aller Art auferlegen. 
Will man das aber nicht, weil man die Zuſtimmung 
des Abgeordnetenhauſes dazu nicht erlangen zu können 
glaubt, nun ſo bliebe nichts übrig, als zu den Kriegs⸗ 
ausgaben auch das Geld zu verwenden, was zu anderen 
Staatszwecken doch ſo dringend nothwendig iſt, und 


dazu die Werthpapiere, die ſich mit einem augenblick⸗ 
lien Kourswerthe von 27 bis 28 Millionen Thlr. im 
Staatsſchage und in der Kaffe der Seehandlung 
befinden, mit den A en Verluſten zu ver⸗ 
kaufen. Doch auch dies Geld würde nur für wenige 
Monate ausreichen, und dann würde es doch immer 
dahin kommen, daß wir unſer baares Geld und unſere 
Vorräthe in Speichern und Scheuern und das Vieh in 
unſeren Ställen um ein Geringes hingeben müſſen. 

Das wäre der Krieg mit Oeſterreich allein. Aber 
wenn nun die anderen deutſchen Regierungen ſich auf 
Oeſterreichs Seite ſchlagen, wenn die Oeſterreicher ſich 
mit den Dänen, die preußiſche Regierung ſich mit den 
Italienern verbindet, und wenn dann auch noch Ruſſen 
und Franzoſen und Engländer das Schwert in die 
Wagſchale werfen! Wie wird es dann in der Welt 
und in unſerem Lande ausſehen? Und dabei haben 
wir noch an nichts weiter erinnert, als an die ſchweren 
Opfer und Verluſte an Geld und Gut. Aber nun 
das unſchuldige Blut un ſerer Söhne und 
Brüder, das vergoſſen werden ſoll, weil die preußiſchen 
und öſterreichiſchen Miniſter ſich über die ſchleswig⸗ 
holſteinſche Frage nicht miteinander vertragen können! 

Dennoch klagen wir über den Krieg nicht, wenn die 
Vertheidigung unſeres Rechtes und unſerer Ehre ihn 
nothwendig macht, aber wir wünſchten, daß wir und 
unſere Vertreter über die Nothwendigkeit auch eines 
ſolchen Krieges befragt werden. In dieſen Krieg, 
wenn er ausbrechen ſollte, werden wir aber ungefragt 
hineingetrieben. Und außerdem ſind wir überzeugt, daß 
derſelbe trotz alledem, was auch bisher auf beiden 
Seiten verſchuldet iſt, doch auch heute noch vermieden 
werden kann, wenn wir eine Regierung bekämen, 
die in unſerem eigenen Lande den inneren 
Frieden herzuſtellen und die Zuneigung des 
Volkes in den anderen deutſchen Staaten für 
beß zu gewinnen den Willen und die Fähigkeit 

eſitzt. 

Die Deutſchen außerhalb Preußens können dem 
jetzigen preußiſchen Miniſterium unmöglich ihre 
Zuneigung oder auch nur ihr Vertrauen ſchenken. Sie 
werden niemals vergeſſen, was das Haupt dieſes 
Miniſteriums, der Graf Bismarck, ſchon in der 
berühmten Kommiſſionsſizung vom 30. September 1862 
ihnen geſagt hat. Damals nämlich erklärte er, und 
zwar ſicherlich mit Unrecht, daß ſie freiwillig auch einer 
freiſinnigen Regierung in Preußen die uns und ihnen 
nothwendige Führung Deutſchlands niemals anvertrauen 
würden. Sie würden nur vor der Macht Preußens 
ſich fürchten, und darum müßten ſie durch „Blut und 
Eiſen“ zur Vernunft gezwungen werden. So etwas 
aber läßt kein Volk ſich ungeſtraft ſagen. 

Soll Preußen eine wirkliche Macht in Deutſchland 
üben, und fol es fein Recht gegen Oeſterreich und gegen 
jede andere Regierung durchſetzen können, dann muß es 
ſelbſt erſt eine Regierung haben, die mit dem eigenen 
Volke in Frieden zu leben verſteht. Haben wir 
erſt eine ſolche Regierung, dann werden wir auch in 


einem Kriege, den ſie mit aller Weisheit nicht vermeiden 
kann, freudig zu ihr ſtehen. Wir werden dann nicht 
fragen, was der Krieg koſtet, ſondern nur, wie er ſieg⸗ 
reich zu Ende zu führen iſt. Unter der gegenwärtigen 
Regierung aber betrachten wir den Krieg, der uns jetzt 
bedroht, als das ſchwerſte Unglück, das wir mit aller 
Kraft von uns abzuwenden ſuchen müſſen. 


Polttiſche Wochenſchau. 

Preußen. Noch immer iſt es der Konflikt zwiſchen 
Oeſterreich und Preußen, welcher die allgemeine Auf- 
merkſamkeit vorwiegend in Anſpruch nimmt. Die preußiſche 
Regierung hat ſich darüber in einer Depeſche vom 24. v. M. 
an die deutſchen Regierungen Be Ba in welcher fie 


die Rüſtungen Oeſterreichs als äußerft bedrohlich ſchildert und 
erklärt, ſie müſſe demzufolge auf ihre eigene Sicherheit 
bedacht fein. Die darin angedeutete Maßregel einer theil- 
weiſen Kriegsbereitſchaft iſt auch ſeitdem angeordnet worden, 
und zwar ſind die 5., 7. und 9. Diviſion, die Garde⸗Reſerve⸗ 
Diviſion und das 6. Armeekorps kriegsbereit gemacht worden. 
Seit jener Maßregel iſt eine öſterreichiſche Note vom 31. v. 
M. hier eingetroffen, in welcher Oeſterreich auf das Entſchie⸗ 
denſte jeden offenſiven Charakter ſeiner Rüſtungen beſtreitet, 
und in welcher erklärt wird, daß der Kaiſer von Oeſterreich 
feſt entſchloſſen ſei, feinerfeits ſich nicht in Widerſpruch mit 
den Beſtimmungen des Artikel 11 der Bundesacte zu ſetzen, 
welche es den Mitgliedern des Bundes verbieten, ihre Streitig 
keiten mit Gewalt zu verfolgen. Zum Schluß wird die 
Hoffnung 1 daß das preußiſche Kabinet ſich 
bewogen finden werde, ebenſo beſtimmt und unzweideutig den 
Verdacht eines beabfichtigten Friedensbruches zurückzuweiſen 
und dadurch jenes allgemeine Vertrauen auf die Erhaltung 
des inneren Friedens Deutſchlans, welches niemals ſollte 
geſtört werden können, wiederherzuſtellen. 

In Folge des Bekanntwerdens dieſer Note wurden die 
ſchon in vielen Kreifen ſehr ſchwach gewordenen Hoffnungen 
auf Erhaltung des Friedens wieder geweckt, und ſtiegen dieſe 
noch, als bekannt wurde, daß die Pferdeankäufe in Preußen 
eingeſtellt ſeien. Trotzdem aber kann man behaupten, daß 
die Situation in keiner Weiſe dadurch geändert wor⸗ 
den iſt. 

Das offiziöſe Organ der öſterreichiſchen Regierung nennt 
zwar die Abſendung der erwähnten Note einen überaus 
friedlichen Schritt, und meint, wenn Preußen eine ent⸗ 
ſprechende Erklärung verweigert, ſo charakteriſirt es damit 
nicht nur die Achtung, die es vor dem Bundesrechte hat, und 
zwar in einem Augenblicke, wo ſeine Beſtrebungen angeblich 
auf eine Entwickelung und Reform dieſes Rechtes gerichtet 
ſein ſollen; es dokumentirt eine auf die Störung des Frie⸗ 
dens in Deutſchland gerichtete Abſicht. — Aber wir können 
den Schluß dieſes Artikels nicht als ein Zeichen von drie 
densliebe anſehen, denn es gleicht auf ein Haar einer 
Drohung, wenn das öſterreichiſche offiziöſe Blatt ſagt: Preu- 
ßen wird ſich jetzt ſchon überzeugt haben, daß ſeine 
militäriſchen Demonſtrationen in Geſammtdeutſchland berechtig⸗ 
tes Mißtrauen wachgerufen haben, daß die Bemühungen, 
einen gehäſſigen Verdacht der Provokation auf Oeſterreich zu 
wälzen, erfolglos geblieben ſind. Die öffentliche Meinung 
Deutſchlands, die ſich ſchon jetzt mit ſeltener Einmüthigkeit 
ausgeſprochen hat, würde ſicher nicht anſtehen, ihrem Urtheile 
auch einen entſprechenden thatſächlichen Ausdruck zu 


eben. 
Außerdem hört man allerhand von dem bevorſtehenden 
Abſchluß eines Bündniſſes mit Italien und auch mit Frank⸗ 


reich, und andererſeits hat man in Oeſterreich, trotz der Ein⸗ 
ſtellung der Pferde⸗Ankäufe in Preußen die Pferde⸗ Ausfuhr 
verboten, weil man fürchtet, Preußen werde ſich auf dem 
dortigen Markt verſorgen. * 

Trotzdem glauben wir nicht, daß es wirklich zu einem 
Kriege kommen wird. Die Verhandlungen werden ſich, 
abwechſelnd mit friedlichem und kriegeriſchem Charakter; noch 
eine Zeitlang hinziehen, aber ſchließlich wird irgend ein 
Kompromiß, eine neue Auflage des Vertrages von Gaſtein 
den Riß wieder auf etwa ein Jahr verdecken. Inzwiſchen 
wird Oeſterreich Zeit haben, ſich im Innern zu kräftigen, 
und dann keinen Grund mehr haben, einem Kriege aus dem 
Wege zu gehen. 8 . 9 ir 

Im ganzen Preußenlande ift die Stimmung im Volke 
durchaus einem Kriege abgeneigt. In Stettin, in Düſſel⸗ 
dorf, in Elberfeld, in Köln und an vielen anderen Orten 
haben große Volksverſammlungen ſtattgefunden, welche 
fih mit aller Entſchiedenheit gegen einen Krieg zwiſchen 
Oeſterreich und Preußen ausgeſprochen haben. Zu den wich. 
tigſten von dieſen Verſammlungen gehört die am zweiten 
e e zu Witten abgehaltene Verſammlung, welche 
von weit über 1000 Perſonen beſucht war, und in welcher 
eine ſehr große Anzahl von Mitgliedern unſeres Abgeordneten ⸗ 
hauſes erſchienen war. Dali wurde folgende Reſolution 
einſtimmig angenommen: 

„Die Verſammlung erklärt: 9 285 

1) Ein alien Aalen deutſchen Bruderſtämmen iſt immer 
ein beklagenswerthes Unglück für die Nation und in der ge⸗ 
enwärtigen Lage Europas würde er der Einmiſchung nei» 
Hilger und ländergieriger Nachbarn Thür und Thor öffnen. 

2) Ein Krieg zwiſchen Preußen und Oeſterreich um die 
ſchleswig⸗ holſteiniſche Sache iſt um jo weniger gereötfertigt, 
als ein ernſtlicher Verſuch zu einer friedlichen Löſung unter 
Mitwirkung der Bevölkerung noch gar nicht gemacht iſt. Das 
Gewiſſen des preußiſchen Volkes würde durch einen ſolchen 
Krieg ſich um fo ſchwerer belaſtet fühlen, als die Haupt. 
ſchwierigkeit, das Bündniß mit Oeſterreich unter Ausſchließung 
des deutſchen Volkes, durch die fehlerhafte Politik geſchaffen 
iſt, welche die Staatsregierung trotz der dringenden Abmah⸗ 
nungen der Volkevertretung eigenwillig verfolgt hat. 

3) Nur eine Regierung, welche die verfaſſungsmäßige 
Freiheit des Landes achtet und mit dem vollen Vertrauen 
des eigenen Volkes auch das der deutſchen Nation zu ge⸗ 
winnen weiß, iſt ſtark genug, die deutſche Aufgabe Preußens, 
die Bundesreform durchzuführen.“ 

Wir können hier nicht die Debatten dieſer und der 
anderen Verſammlung ausführlich referiren, nur den Schluß 
der Rede mit welcher Dr. Löwe⸗Calbe obige Reſolutionen 
begründete, wollen wir hier folgen laſſen, weil wir ihn allen 
unſeren Leſern zur Beherzigung empfehlen möchten. Er ent⸗ 
wickelt, daß die nationale Partei einmüthig ſei in der Ver⸗ 
urtheilung eines Krieges zwiſchen Preußen und Oeſterreich. 
Der deutſche Staat iſt nur auf dem a der Freiheit her⸗ 
zuſtellen, Preußen hat vorzüglich die Aufgabe, auf die Be⸗ 
gründung des deutſchen Staates hinzuarbeiten. Dazu be 
darf es der liberalen Reform und es iſt die Pflicht 
jedes Bürgers, fo viel in feinen Kräften ſteht, 

azu mitzuwirken. Der Indifferentismus ift nie ver⸗ 
werflicher geweſen, als heute. Das deutſche Volk hat 
ſtets am ſchwerſten von ſeinen Unterlaſſungs⸗ 
fünden zu leiden gehabt. Jeder iſt mitſchuldig an 
em Kriege, wenn es dazu kommt, und an allem 
Unheil, an allen zerſtörten Hoffnungen, die er 
zur Folge haben wird, der nicht jetzt aus allen 
Kräften feine Pflicht thut, indem er feine Mei⸗ 


1 e und die Opfer dafür bringt, welche 
die Gefahr des Vaterlandes von ihm An 

Die Betheiligung des Volkes an den erneuten Samm⸗ 
lungen für den Nationalfonds iſt eine höchſt erfreuliche. 
Von allen Seiten kommt die Kunde von fehr bedeutenden 
Beiträgen. So ſind in der Gegend von Elbing etwa 
2000 Thlr. eingegangen und eine Sammlung, wel: bei 
dem Feſtmahl veranſtaltet wurde, das ſich an die oben 
erwähnte Volksverſammlung zu Witten anſchloß, ergab 
az an ic, ue 9 j 

Frankreich. Ueber die Haltung Frankreichs bei einem 
etwaigen Konflikt zwiſchen Oesterreich und Preußen verlautet 
nichts Sicheres, bis jetzt hat Napoleon ſich noch die Hände 
nach beiden Seiten freigehalten. 

Italien. Wie es ſcheint, rüſtet die italieniſche Regierung, 
um bei einem Kriege zwiſchen Oeſterreich und Italien 
Venedig angreifen zu können. 


Die Bewegung und ihr endliches Ziel. 
1 


Dem oberflächlichen Blick kann es leicht erſcheinen, als 
ob die ſoziale Bewegung dieſes Jahrhunderts ſtets in s Maß⸗ 
loſe auslaufe, daß fie kein Ziel kenne, auf das ſie losſteure, 
um ſich, wenn es erreicht, zufrieden zu geben. Vielmehr 
ſcheint ſie vielen der Lavine vergleichbar, die in ihrem 
Sturze Alles mit ſich fortreißt und dann in dem tiefſten 
Thal ſich und ihre Opfer begräbt — ſcheint der ſchrecklichen 
Hydra gleich, die Alles um ſich her und zuletzt ſich ſelber 
verſchlingt. Angebliche Belegſtellen für dieſe Anſicht giebt es 
in der neuſten Geſchichte genug und da iſt vielleicht Keiner, 
der mit Ueberlegung dem Fortſchritte huldigt, an den nicht 
auch dieſe Bedenken herangetreten wären. — Indeſſen, — 
man laſſe ſich nicht von dem äußern Schein leiten, ſondern 
1 nach des Pudels Kern, nach den Motiven, aus denen 
ene Thatſachen nur Folgen ſind. — Die Bewegung hat ein 
Ziel und zwar ein ſehr beſtimmtes, gar nicht ſo ſehr in der 
Ferne liegendes. Sie iſt nicht maßlos, ſie wird einſt zufrieden 
mit ihrem Erfolge ſein und diejenigen haben niemals Recht 
obi welche ſagen, reiche man dieſer Bewegung den Finger, 
o will fie die Hand u. ſ. f. Es ſei nun hier unſere Auf- 
gabe, dieſem endlichen Ziel der Bewegung nachzuſpüren und 
ſeinen Inhalt, ſo wie ſeine Grenzen zu beſtimmen. 

Wir kommen mit unfern Zuftänden gerades Weges aus 
dem Mittelalter und ſeit ſechzig Jahren erſt haben wir ange⸗ 
fangen, uns entſchieden von ihm loszulöſen. Nun iſt aber 
die Forderung der Neuzeit der gerade Gegenſatz der mittel⸗ 
alterlichen Geſellſchaftsordnung. Der moderne Staat iſt der 
friedliche Vertrag Aller gegen Alle zu gleichen Rechten 
und gleichen Pflichten, der mittelalterliche Staat war der 
Krieg Aller gegen Alle, das Recht ging ſo weit die 
Macht und das Privilegium reichte. Wenn nach unſerer 
ſozialen Anſchauung jedem Einzelnen ſein Recht geſchehen 
ſoll, indem ſeine Arbeitsleiſtung je nach dem Angebot und 
der Nachfrage nach derſelben gewürdigt d. i. bezahlt werde, 
ſo ging das Mittelalter gerade umgekehrt zu Werke. Jeder 
Einzelne ging darauf aus, ſoweit eben ſeine Macht reichte, 
für ſeine Arbeitsleiſtung im Voraus den Preis zu beſtimmen 
und ihn dann den Conſumenten aufzuzwingen. Das tft das 
Weſen aller Privilegien und dieſe Letzteren find wiederum 
nichts Andres, als die verbriefte Gewalt, die den Namen des 
Rechts uſurpirt. 5 

Die Gewalt aber hatte der Adel, ehe das Schießpulver 
erfunden, in Folge ſeiner körperlichen Stärke, ſeines Har⸗ 
niſches und ſeiner Burgen. Er ſchützte den Bauer, nahm 
aber den Preis für dieſe ſeine Arbeit im Voraus, indem er 


den Bauer zu feinem Leibeigenen machte, den Boden für 
fein Eigenthum erklärte und denſelben gegen jährlichen Pacht- 
zins ausgab. Am deutlichſten wird uns das Privilegium 
werden an einem Beiſpiel. — Ein unternehmender Leib⸗ 
eigner beſah ſich z. B. ein Flüßchen, das mit ſtarkem Gefälle 
von der Höhe herabſtürzt. Der Bach lag im Gebiet des 
adligen Herrn. Er geht zu dieſem: „Gnädigſter Herr, jagt 
er, ich habe mir einen Bach im Walde beſehn, er könnte 
ſehr gut eine Mühle treiben....“ „„Aber der Bach iſt 
mein“ “, ſpricht der edle Herr. „Das weiß ich, erwiederte 
der Leibeigne, darum komm ich eben. Der Bach nutzt Euch 
nichts. Eure Mägde müſſen das Korn mühſam auf der 
Tretmühle mahlen, erlaubt mir, daß ich die Waſſerkraft 
benutze, um dort eine Mühle zu bauen, ich will Euch dafür 
Euer Brod umſonſt mahlen.“ ... Wußte der Adlige nicht, 
wie ein ſolches Ding möglich war, fo horchte er auf die Be 
ſchreibung und die Sache leuchtete ihm ein. 

„„Allein meinen Bedarf umſonſt mahlen? Das iſt zu billig.“ 
„Verkauft mir den Fleck Lande, edler Herr! ...“ ſpricht der 
Bauer. Verkaufen? denkt der Ritter — nimmermehr, der 
Leibeigene hat kein Recht und darf kein ſolches haben, erb⸗ 
liches Land zu beſitzen .... „„Gieb mir außer meinem 
Bedarf noch 4 Wiſpel jährlich Pacht; dann baue die 
Mühle .. ...“ „Gnädigſter Herr, klagt der Bauer, wie 
kann ich dieſe hohe Pacht geben, ich weiß ja nicht einmal, 
ob ich im Jahr überhaupt fo viel Mahlgut einnehme? ." 
Der Adlige denkt an ſeine umliegenden 10 Dörfer mit einem 
ihm augebdrigen Städ'lein. „„Dafür iſt Rath, ſpricht er, 
ich werde meinen Unterthanen befehlen, bei Dir zu mahlen, 
dann wirſt Du mir die 4 Wiſpel Pacht ſchütten 1 
Das hieß mit ehrlichen deutſchen Worten, wenn Du Müller 
das Privilegium des Mabizwangs über jene Orte haft, fo 
kanuſt Du ja nach Belieben Deine Mahtgäfte beſtehlen und 
Du wärſt wahrlich ein ſchlechter Gaul, wenn Du an dieſer 
vollen Krippe verdürbeſt, trotzdem Du zuvor für mich 4 
Wiſpel Getreide ſtiehiſt. — Klagten nun einmal die Unter⸗ 
thanen beim adligen Herrn über den Müller, wie er ſtatt 
einer Metze deren drei und vier nähme, ſo konnte jener 
überdem noch den großmüthigen Richter ſpielen. Brach aber 
irgend Jemand den Mahlzwang und ließ er anderwärts 
mablen, wo er beſſer bedient wurde, ſo wer der Ritter oer 
unnachſichtlich Strafende mit Burgverließ und Halseiſen. 

Im Kampf mit dieſen Maximen des Adels entſtanden 
die Städte; allein auch fie organiſirten ſich nach dem einmal 
herrſchenden Prinzipe. Sie wußten den Lande herrn zu 
benutzen, der ihrer im Kampfe gegen den Adel bedurfte, dafür 
errangen fie wiederum von ihm die ausgedehnteſten Privi⸗ 
legien und inne halb ihrer Mauern barg ſich die Ungleichheit 
in Geſtalt des Patrizier-Regimente, des ſtrengſten Zunftweſens 
und dgl. — Alles in letzter Inſtanz gewaliſame Vorausbeſtim⸗ 
mung des Preiſes für die zu leiſtende Arbeit. 

So gedieh im Mitt lalter das Privilegienweſen, — jede 
ummauerte Burg, jede Stadt mit Riegel und Thor war ein 
Staat im Staate und zwar jeglicher bedacht und beſtrebt, 
den größtmöglichen Zollſchutz gegen feine Nachbarn zu erringen. 
Der moderne Begriff des Rechts war ſolchen Zuſtänden 
gegenüber ein imaginärer Traum; jedes Unrecht konnte durch 
die Macht zum Reckt prioilegiit werden, — war der feudale 
Adel doch ſelbſt ein lebendes Privilegium des ungeſtraften 
Todtſchlages, wovon wir heut noch die letzten Ausläufer im 
Duellweſen ſehen. Doch ſchon die Erfindung des Schieß ⸗ 
pulvers ſchnitt dieſen Zuſtänden den Nerv ab. Dieſe 
unſcheinbare graue Subſtanz brach ohne Gnade die Gewalt 


der Fauft, die Kugel ſchlug durch den Harniſch durch und 
ihr unſichtbarer Lauf traf eben 10 den 10 8 Ritter, 
als den niedrigſten Leibeigenen. — Nun kamen die Landes⸗ 
herren in Verbindung mit den Städten und der veränderten 
Kriegführung empor und zähmten den trotzigen Adel. Mit 
der Niederwerfung des Adels erblühte die abſolute Monarchie. 
Dieſe war ihrer Selbſterhaltung willen darauf angewieſen, 
dem Prinzipe des modernen Rechtes zu dienen und die ver⸗ 
ſchiedenen Stände gleich zu machen. „Unſere ganze Geſetz⸗ 
gebung iſt eine Beraubung des Adels“, ſagte einmal ein 
Adliger. Er hätte Recht; wenn altes Unrecht gegen die 
geſammte Menſchheit durch die Verjährung Recht werden 
könnte. Indeſſen hat die Geſetzgebung den Bürger und den 
leibeigenen Bauer von allem Frohndienſt erlöft und ihm das 
an de Land zum Eigenthum gegeben, ſie hat dem Adel 
ein vornehmſtes Recht, das Privilegium des alleinigen Grund⸗ 
beſitzes genommen, und ſomit den Nichtadligen ihm gleich⸗ 
geſtellt, — ſonderbarer Weiſe ſteht jetzt die Regierung ſtill, 
erlahmt, wird zweifelhaft, — erſchrickt fie vor ihrer eigenen 
Schöpfung gegenüber den Anforderungen der Demokratie, die 
nichts weiter will wie in demſelben Geiſte und Sinne die 
letzte beſſernde Hand an das Werk legen? 


Mitteldeutf‘ che Volkszeitung, 


(Organ der Fortſchritts partei) > 
erſcheint wöchentlich ſechs Mal und bietet entſchieden freiſinnige 
Leitartikel, eine überſichtliche Mittheilung aller in- 
tereſſanten Tages neuigkeiten, Beſprechungen ge 
meinnütziger und nationaler Beſtrebungen, der Ar⸗ 
beiter angelegenheiten ꝛc. und für die Unterhaltung ihrer 
Leſer und Leſerinnen längere Erzählungen und ein reich 
haltiges Feuilleton. 

Die Mitteldeutſche Volkszeitung iſt für den geringen 
a von 24 Ngr. pro Vierteljahr durch alle Poſtämter Sachſens, 

ltenburgs ac. zu beziehen. An Orten, welche durch die Eiſen⸗ 
bahn mit Leipzig verbunden ſind, trifft die Zeitung regelmäßig 
am Morgen des Erſcheinens ein. 

Probenummern ſind auf Verlangen bei jeder Poſtanſtalt zu 
erhalten. Beſtellungen auf das mit dem 1. April beginnende 
zweite Quartal bitten wir baldigſt zu machen und zur Vermei⸗ 
dung der Verwechſelung mit andern Neltungen den Titel: 

„Mitteldeutſche Volkszeitung in Leipzig“ 
genau zu bezeichnen. 

Inſerake find bei der großen Verbreitung unferer Zeitung 
ee und werden die Spaltzeile mit nur 8 Pf. (4 Nar.) 
berechnet. 

Leipzig, im März 1866. 

Expedition der Mitteldeutſchen Volks: Zeitung. 

Robert Frieſe. 


Das in Haynau jeden Mittwoch und Sonnabend erſcheinende 


„Haynauer Stadt-Blatt“ 


redigirt im liberalen Sinne, bringt in jeder Nummer einen 
populär geſchriebenen Leitartikel, eine kurze für Jedermann ver⸗ 
ſtändliche Ueberſicht der Tagesereigniſſe, provinzielle und lokale 
Nachrichten, ſowie Novellen und ladet zum Abonnement 
ergebenſt ein. 

Inſerate finden in dem „Haynauer Stadtblatt,“ welches das 
weitverbreitetfte Blatt im Kreiſe iſt und weit über die Nachhar⸗ 
kreiſe hinaus geleſen wird, in Stadt und Land die weiteſte Ver⸗ 
breitung. 8 

Ae Königlichen Poſtanſtalten nehmen zu dem vierteljähr⸗ 
lichen Abonnementspreis von 71/4 Sgr. Beſtellungen an. 

Hayn au. 


Die Expedition. 
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